
Zu einer Podiumsdiskussion unter der Moderation des Chef-
redakteurs des Magazins „Der Hausarzt“, Herbert Hauser, 

fanden sich am Abend des 8. März die Spitzenkandidaten aller 
sieben zur NÖ Ärztekammerwahl antretenden Wahlgruppie-
rungen in der Ärztekammer ein. Gleich zu Beginn sei vorwegge-
nommen, dass man sich bei vielen Themen und auch bezüglich 
möglicher Vorgehensweisen in der Zukunft mehr oder weniger 
einig war. Der Aussage von Präsident Dr. Christoph Reisner, 
MSc (Die Engagierten - Reisner, Hasenhündl, Laschitz, Unter-
weger/Wahlärzte Spitalsärzte Kassenärzte) „Die Feinde sitzen im 
Hauptverband und im Ministerium und nicht hier am Podium“ 
schlossen sich daher alle Diskutanten an.

Ausbildung – Verbesserungen müssen kommen

Ein zentrales Problem stellte für alle anwesenden Spitzenkandi-
daten der wahlwerbenden Gruppierungen die Ärzteausbildung 
dar. Reisner betonte, dass die letzten eineinhalb Jahre gezeigt 
haben, dass es bei der Umsetzung der Ausbildungsreform 
große Probleme gebe und die Qualität der Ausbildung sinke. 
Dies fördere den Ärztemangel, der durch den aus seiner Sicht 
„völlig ungeeigneten Aufnahmetest zum Medizinstudium“ 
noch verstärkt werde, da nicht die für den Arztberuf am besten 
geeigneten Studenten ausgewählt werden, sondern solche, die 
wissen schaftlich arbeiten wollen. Die niederösterreichische und 
die Kärntner Ärztekammern haben zwar als einzige Landesärz-
tekammern gegen die neue Ausbildungsordnung gestimmt, wie 
Dr. Karl Ischovitsch (Vereinigte Ärzte NÖ –VÄN), Vorsitzender 
des Ausbildungssenats, berichtete, seien aber leider 
überstimmt worden: „Machbarkeit und Finanzier-
barkeit sind nicht überprüft worden. Jetzt ist der 
lächerliche Betrag von 10 Millionen Euro für die 
Lehrpraxis nicht vorhanden. Die ersten Kolleginnen 
und Kollegen werden demnächst fertig und wissen 
nicht, wo sie ihre Ausbildungspraxis machen sol-
len. Die Ausbildungsordnung 2015 muss revidiert 
werden.“ Dr. Max Wudy (Die Niedergelassenen/
IGMed/ARGUS) zeigte sich ebenfalls verärgert: „Es 
ist ein Armutszeugnis für die Politik. Es wären in 
Niederösterreich 60 Lehrpraxen vorhanden, derzeit 
gibt es aber nur neun, weil kein Geld vorhanden ist. 
Dabei brauchen wir 60 Abgänger pro Jahr.“ 

Die schlechte Ausbildungssituation ist einer der 
Gründe für die Abwanderung junger Ärzte in 
andere Bundesländer oder ins Ausland, meinte 

Vizepräsident Dr. Gerrit Loibl, MSc (Spitalsärzte NOE et al.): 
„Um die Ärzte im Bundesland zu halten, ist es wichtiger, die 
Ausbildung in den Spitälern zu verbessern als ein paar Studen-
ten mehr an kleinen Privatunis auszubilden.“ Besonders ver-
nachlässigt werden seiner Meinung nach die künftigen Ärzte 
für Allgemeinmedizin: „Für die Ausbildung der Allgemeinme-
diziner fühlt sich niemand wirklich zuständig. Wir müssen der 
Politik klar machen, dass die Politik der Erstversorgungszentren 
scheitert, wenn es keine Allgemeinmediziner mehr gibt.“ Reisner 
ist ebenfalls überzeugt: „Wenn wir Niederösterreich für Jungärzte 
attraktiv machen wollen, dann geht es nicht nur um die Bezah-
lung. Ausbildung muss tatsächlich stattfinden, doch dafür gibt 
es zu wenig Personal in den Spitälern. Denn Ausbildung kostet 
Zeit.“ Loibl will sich bei einer Wiederwahl mit Landeshaupt-
frau Mikl-Leitner, der Holding und der Gebietskrankenkasse an 
einen Tisch setzen und einen Masterplan entwickeln, „um die 
Jungärzte-Ausbildung zu verbessern, damit die Allgemeinmedizi-
ner in Niederösterreich bleiben.“

Angestellte Ärzte – Arbeitsentlastung dringend gefordert

Laut Dr. Andreas Stippler (Ärzteverband Niederösterreich - Team 
Dr. Andreas Stippler) weisen die Ergebnisse seiner Umfrage 
und der von ihm geführte Ärztedialog die angestellten Ärzte als 
die unzufriedenste Ärztegruppe aus: „Mehr als 50 Prozent der 
Spitalsärzte sind unzufrieden. Und das liegt nicht nur an den 
Hard-facts wie der Bezahlung, sondern auch daran, dass es in 
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den Spitälern keine Wertschätzung und keinen Respekt gibt.“ 
Eine wichtige Rolle spiele dabei natürlich auch die Arbeitsver-
dichtung. „Die Ambulanzen müssen entlastet werden“, meinte 
Stippler: „Es ist eine Frage, wie man die Patienten steuert. 70 bis 
90 Prozent könnten auch bei niedergelassenen Ärzten behandelt 
werden. Administrative und bürokratische Aufgaben, die z.B. 
durch ELGA weiter zugenommen haben, sollten von Verwal-
tungsassistenten übernommen werden.“  Für verbesserte Rah-
menbedingungen sprach sich auch Ischovitsch aus, der die kom-
plette Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes einforderte und sich 
vehement gegen eine Aufweichung desselben aussprach.

Loibl hofft im Hinblick auf die neue Gesundheitsministerin 
und die neue Landeshauptfrau darauf, dass „neue Besen besser 
kehren“ – oder zumindest anders: „Die Konzentration auf das 
Wesentliche, die Tätigkeiten, für die wir als Ärzte ausgebildet 
sind, muss wieder möglich sein. Das sind die Weitergabe der 
ärztlichen Kunst, das Erstellen von Diagnosen und die Therapie. 
Aber diese Kerntätigkeiten sind von anderen Tätigkeiten über-
frachtet. Man muss daher den Spitalserhaltern klar machen, dass 
die ärztliche Arbeit sehr wertvoll ist und manche andere Tätig-
keiten an weniger Qualifizierte ausgelagert werden könnten.“ 
Auch für Dr. Josef Sattler (ARGUS - Sattler/Gallob/Walentich) 
wäre eine der Lösungsmöglichkeiten, den mitverantwortlichen 

Tätigkeitsbereich flächendeckend auszurollen, vor allem forderte 
er aber: „Es muss für jedes Spital einen klaren Versorgungsauf-
trag geben, mit einem verlässlichen Personalschlüssel und den 
entsprechenden Ressourcen.“ In diesem Sinne wolle seine Frak-
tion eine Strukturreform nach dem „Babuschka-Prinzip“ mit 
Grundversorgungsspitälern, Schwerpunktkrankenhäusern in 
den Bezirkshauptstädten und zwei Zentralkliniken in St. Pöl-
ten und Wiener Neustadt. Notfalls müsse auch über Beitragser-
höhungen nachgedacht werden, meinte Sattler, denn moderne 
Medizin könne es eben nicht zum Nulltarif geben: „Die Politik 
muss umdenken und zuerst planen und dann finanzieren und 
nicht die Planung nach den Finanzen richten.“

Niedergelassene Ärzte – weniger Bürokratie mehr Wert-
schätzung

Für die einzige erstmals antretende wahlwerbende Gruppe Frei-
heitliche und unabhängige Ärzte NÖ – FREIE stellte deren Spit-
zenkandidat Dr. Walter Von Gimborn die Prioritäten klar: „Im 
Mittelpunkt steht die Erhaltung des freien Arztberufes“. Er sah 
übrigens die Kassenvertragsärzte als die unzufriedenste Ärzte-
gruppe. Der derzeitigen Kammerführung warf er Visionslosig-
keit vor. Von Gimborn, der sich gegen die duale Finanzierung 
und das Sozialversicherungssystem mit 24 verschiedenen Trägern 
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aussprach, bezog eindeutig für das Hausarztmodell Position: „Es 
müssen neue Wege gegangen werden. Von der Honorarordnung 
müssen wir uns verabschieden, die ist veraltet.“ Für eine Moder-
nisierung der Honorarordnung sprach sich auch Stippler aus: 
„Der Leistungskatalog hat sich überlebt, er muss modernisiert 
werden.“ Für Wudy hat der Kassenvertrag ebenfalls eine ganz 
besondere Bedeutung, da 85 Prozent der Patienten im niederge-

lassenen Bereich von Kassenärzten versorgt werden. Er wolle sich 
außerdem vor allem für den Bürokratieabbau einsetzen: „Wir 
haben nicht wirklich einen Ärztemangel, sondern einen Struk-
turmangel. Der Wahnsinn rund um ABS und ELGA gehört 
sofort beendet.“

Auch bei den niedergelassenen Ärzten war die Wertschätzung 
ein großes Thema, nicht nur in der Form, wie sie sich in den 
Honoraren niederschlägt. Wudy: „Wir bekommen zwar viel 
Wertschätzung von den Patienten, aber nicht von der Politik. 
Das ist einer der Gründe, warum immer weniger Junge in die 
Praxis wollen.“ Stippler ärgert sich in diesem Zusammenhang 
vor allem über Mystery Shopping und möchte entschlossen dage-
gen vorgehen. „So können wir uns nicht ‚abschlachten‘ lassen“, 
meinte er. Um die Kooperationsmöglichkeiten von niedergelas-
senen Ärzten zu erweitern, ergänzte Reisner, dass es einfacher 
werden müsse, eine GesmbH zu gründen. In Bezug auf neue 
Formen der Zusammenarbeit wolle Reisner auf jeden Fall ver-
hindern, dass es zur Errichtung von Zentren komme, die von 
Konzernen geführt werden: „Wir sind für Gruppenpraxen, für 
die erweiterte Stellvertretung und für die Anstellung von Ärzten 
bei Ärzten, um auf die Herausforderungen der Zukunft vorberei-
tet zu sein. Auch zur Zusammenarbeit mit anderen Berufsgrup-
pen sagen wir ja, aber die Letztverantwortung muss beim Arzt 
bleiben.“ 

Standespolitik – gute Zusammenarbeit weiter fortsetzen

Als Mittel im Kampf gegen die oben erwähnten gemeinsamen 
Feinde konnten sich alle Podiumsteilnehmer auf das Volksbe-
gehren „SOS Medizin“ einigen, das im Unterschied zu einer 
Vertragskündigung, die unter den derzeitigen Voraussetzungen 
abgelehnt wird, weder Patienten noch Ärzten schadet und die 
Politik wachrütteln könne. Für die Ärztekammerwahl am 1. 
April hofften alle Fraktionsvertreter auf eine hohe Wahlbetei-
ligung. Zumindest auf eine deutlich höhere als bei der letzten 
Wahl 2012, wo sie nur bei 48,6 Prozent lag. Ischovitsch plädierte 
für eine gute Kooperation nach der kommenden Wahl: „Wir 
sind zu klein, um es uns leisten zu können aufeinander einzu-
schlagen. Wir sollten offen und vertrauensvoll zusammenarbei-
ten und die Finger bei Politik und Dienstgebern in die Wunden 
legen, wo es weh tut.“ In seinem Schlusswort forderte Reisner 
die Kolleginnen und Kollegen auf, zur Wahl zu gehen und von 
ihrem demokratischen Recht Gebrauch zu machen.

1. April 2017
NÖ Ärztekammerwahl


